
Leitsätze  

 

1. Es entspricht einem demokratischen Grundsatz, dass zwischen Wahl und 

Konstituierung neu gewählter Volksvertretungen äußerstenfalls drei Monate 

liegen dürfen. Dieser Grundsatz gilt auch für Kommunalwahlen. 

 

2. Eine Überschreitung der Höchstfrist von drei Monaten ist allenfalls dann zulässig, 

wenn hierfür ausnahmsweise gewichtigere Belange von Verfassungsrang oder 

sonstige „zwingende“ Gründe des Gemeinwohls angeführt werden können. 

Solche Gründe liegen im Falle des Gesetzes über die Zusammenlegung der 

allgemeinen Kommunalwahlen mit den Europawahlen (KWahlZG) vom 24. Juni 

2008 (GV. NRW. S. 514 ff.) nicht vor.  
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